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Zwischen Straße, Hinterzimmer und Betrieb
Gewerkschaften und Treuhandanstalt nach 1990 in Praxis 
und Erinnerung

Marcus Böick, Christian Rau

Das Verhältnis von Treuhandanstalt (nachfolgend: THA) und Gewerkschaf-
ten war und bleibt schwierig. Sowohl in den zeitgenössischen Verhandlungen 
als auch in den erinnerungskulturellen Kontroversen erschien das (Nicht-)
Agieren von Gewerkschaftsvertretern beim krisengeschüttelten Wirtschafts- 
und Betriebsumbau als widersprüchlich. Der nach 1990 in Ostdeutschland 
vollzogene abrupte, ja disruptive Übergang von einer zentral gesteuerten 
Plan- in eine sich bereits damals rasch globalisierende Marktwirtschaft (Berg-
hoff 2019) war weder strukturell noch mental »vorbereitet«; er überforder-
te die zeitgenössischen Akteure aus Ost und West. Die Umstellungsschocks 
machten sich besonders in den mittelosteuropäischen Umbruchsgesellschaf-
ten unmittelbar bemerkbar. Aber sie betrafen letztlich auch das über Jahr-
zehnte feinjustierte Verhältnis von Arbeit und Kapital im Westen Europas 
und Deutschlands. 

Während manche, gerade auf Seiten der Linken, das praktische wie ideelle 
Wegbrechen der sozialistischen Systemalternative sowie das Scheitern mögli-
cher »Dritter Wege« zwischen Markt und Plan erstaunlich frühzeitig beklag-
ten (Schneider 1990; dazu insg. Scharrer 2011), bot der dramatische Crash des 
Realsozialismus auf der konservativ-liberalen Seite des politischen Spektrums 
reichlich Anlass zu Jubel, da die Geschichte nun vermeintlich an ihr viel zitier-
tes Ende gekommen sei – und in kapitalistischer Marktwirtschaft und liberaler 
Demokratie ihre teleologische Vollendung gefunden hätte (exemplarisch die 
verschiedenen Stimmen bei: Nötzold 1990; Siebert 1992).

Bekanntlich kam es anders. Mit drei Jahrzehnten Distanz lassen sich im Blick 
auf die verwickelte Praxis des Wirtschaftsumbaus nach 1990 Licht und Schatten 
in scharfen Kontrasten sowie vielfältigen Mischverhältnissen ausmachen. Ge-
rade Ostdeutschland erscheint als bemerkenswerter Sonderfall, regelrecht ein-
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geklemmt zwischen westeuropäischen und osteuropäischen Transformationen: 
Die intensiven Verflechtungen, Transfers und Wahrnehmungen zwischen Ak-
teuren aus Ost- und Westdeutschland muten im mittelosteuropäischen Kontext 
außerordentlich an – und boten und bieten sowohl Anlass für materiellen Neid 
(über finanzielle bzw. Sozialtransfers) als auch kulturelles Mitleid (über kultu-
relle Unter- bzw. Überordnungen) (Ther 2019). Die von vielen Menschen in der 
unmittelbaren Euphorie des überraschenden Mauerfalls zu Jahresbeginn 1990 
noch erhoffte schnelle Überwindung der Teilung sowie rasche Vollendung der 
»inneren Einheit« in der Praxis auszugestalten erwies sich aus strukturellen wie 
mentalen Gründen oft als viel schwieriger. 

Während die staatliche Einheit in einem atemberaubenden Tempo binnen 
weniger Monate zum 3.  Oktober 1990 kurzfristig erreicht wurde, erschienen 
mittelfristig vor allem die wirtschaftlichen Umstellungsprobleme in den Unter-
nehmen und Regionen als eine zentrale Herausforderung. Langfristig beschäf-
tigen die kulturellen und sozialen Folgewirkungen der 1989/90 eingeschlagenen 
Wege in Deutschland und Europa Politik, Wissenschaft und Öffentlichkeit 
unter dem Eindruck populistischer Wahlerfolge sowie autoritärer Regime mehr 
denn je (Krastev/Holmes 2019; Kowalczuk 2019).

Ob man die Vorgänge heute als vorzeigbaren wie nachahmenswerten Er-
folg der sozialen Marktwirtschaft oder aber als abschreckenden Misserfolg 
eines neoliberalen Kapitalismus identifiziert, hängt stark von der jeweiligen 
(Zeitzeugen-)Perspektive ab. Das turbulente und erst allmählich historisier-
te Geschehen der »Transformationszeit« bietet reichlich Material, das sich in 
beide Großerzählungen einfügen lässt: Auf der einen Seite der Bilanz stehen 
gelungene individuelle Aufbrüche, neuartige Aufstiegschancen und vielfälti-
ge Konsummöglichkeiten sowie umfassende politische wie gesellschaftliche 
Freiheiten. Auf der anderen Seite bestimmten jedoch zahlreiche individuelle 
Enttäuschungen, kollektive Frustrationen sowie regelrecht endemische gesell-
schaftliche Ängste vor »Abwicklung«, »De-Industrialisierung«, Arbeitslosigkeit 
und Abwanderung die Szenerie im krisengeschüttelten Osten, während ein 
scheinbar unerschütterter Westen vielmehr angesichts der horrenden »Kos-
ten der Einheit« erschauderte oder sich angesichts der vermeintlichen »Un-
dankbarkeit« vieler Ostdeutscher ernüchtert vom ohnehin bald kaum noch 
überschaubaren Krisengeschehen abwandte (als Kontraste im Laufe der Zeit 
Panitz/Huhn 1992; Dümcke/Vilmar 1996; Roethe 1999; Müller 2005; Baale 
2008). 

Mitten in diesen oft chaotischen Umbrüchen agierten die Gewerkschaften 
und ihre Vertreter aus Ost und West in unterschiedlichen Rollen, auf verschie-
denen Ebenen und in vielfältigen Konstellationen. Einerseits taten sie sich als 
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Wortführer des Widerstands hervor: Sie führten den wütenden Protest von 
Belegschaften an, die die »Abwicklung« ihrer Betriebe fürchteten. Sie deck-
ten korrupte Machenschaften und Betrügereien von Managern und Investo-
ren auf. Sie unterbreiteten Vorschläge für alternative Privatisierungsansätze 
jenseits des im Sommer 1990 etablierten, auf rasche Verkäufe an westdeutsche 
Investoren setzenden THA-Modells. Zugleich zeugen auf der anderen Seite 
zahlreiche Zeitzeugen-Berichte und neu zugängliche Akten von einem ausge-
sprochenen Pragmatismus zahlreicher Gewerkschaftsvertreter in den oft verwi-
ckelten Verhandlungen. Hier erkannten sie ihre Aufgabe insbesondere darin, 
so viele Arbeitsplätze wie möglich zu erhalten und zugleich die drohenden 
Folgen von Entlassungen durch Sozialauswahl sowie Sozialplanregelungen ab-
zumildern. 

Im Folgenden soll es darum gehen, auf der Grundlage neuester zeithis-
torischer Forschungen und neu zugänglicher Archivbestände (Loewenich 
2018) die Rolle von Gewerkschaftsakteuren in den Auseinandersetzungen in 
der und um die THA exemplarisch herauszuarbeiten. Deutlich wird dabei, 
erstens, dass die Geschichte der THA nicht ohne die in der »alten« Bunde-
republik geprägten Wahrnehmungsmuster und damit verbundene gewerk-
schaftsinterne Konfliktlagen verstanden werden kann. Zweitens wird gezeigt, 
dass ostdeutsche, insbesondere betriebliche Akteure nicht ohnmächtig und 
passiv agierten, sondern eingeübte westdeutsche Krisenbewältigungsmuster 
herausforderten. Und drittens wird nach Tendenzen, Deutungshoheiten und 
Lücken in der gewerkschaftlichen Erinnerungskultur mit Blick auf die THA 
gefragt.

Besonders aussichtsreich erscheint uns eine Perspektive, die den ohne Frage 
scharfen Zäsurcharakter von 1989/90 bewusst relativiert und dabei insbeson-
dere auf personelle, strukturelle sowie mentale Kontinuitätslinien abhebt. Die 
nach 1990 beim Wirtschaftsumbau handelnden Figuren, vor allem aus West-
deutschland, entstammten nämlich meist den dort langfristig ausgebildeten 
Netzwerken, Arrangements und Mindsets des bundesdeutschen »Struktur-
wandels«. Dieses Marschpaket brachten viele West-Experten – ob als Manager, 
Berater, Politiker oder Gewerkschafter  – nach dem Mauerfall mit in den im 
Umbruch befindlichen Osten. Dergestalt erweist sich 1989/90 nicht als bloße 
»Stunde null« und der anschließende Transformationsprozess als etwas völ-
lig Neuartiges; er erscheint vielmehr langfristig eingebettet in übergreifende 
Diskurse und Praktiken wirtschaftlicher Umgestaltungsprozesse  – freilich in 
einem neuen, in vielerlei Hinsicht extremen Krisen-Setting.
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In der Nebenrolle? Die Gewerkschaften und der Wirtschaftsumbau 
im Frühjahr 1990

Es ist keineswegs so, dass Gewerkschaftsvertreter völlig abseits des (ideen-)poli-
tischen Spielfeldes standen, das sich im Herbst 1989 auftat. Denn die nun ein-
setzenden Debatten über die Zukunft einer reformierten DDR als gesellschaft-
lichem Projekt erstreckten sich auch auf das Feld der Zentralplanwirtschaft. 
Gerade ökonomische Motive hatten bei der »Friedlichen Revolution« eine ent-
scheidende Rolle gespielt. Und angesichts der ökologischen wie ökonomischen 
Defizite, ständiger Versorgungsmängel sowie technologischer Rückstände stand 
den Akteuren in der DDR ein Reformbedarf tagtäglich vor Augen (Pirker et al. 
1995; Thießen 2001). 

In etlichen Betrieben und »Kollektiven« wurden nun intensiv mögliche Zu-
kunftsaussichten, aber auch drohende Gefährdungen diskutiert. In die optimis-
tischen Zukunftshoffnungen und Aufbruchsvisionen mischten sich von Anfang 
an auch Ängste vor drohender Arbeitslosigkeit, neuen Ungleichheiten sowie 
dem Verlust von gesellschaftlichem Zusammenhalt, sofern man sich auf den 
kapitalistischen Pfad des Westens begeben würde, der jedoch mit seinen breiten 
Konsum- und Karrieremöglichkeiten lockte (Wenzel 2019).

Die nominellen Vertreter der Staatsgewerkschaft FDGB litten dabei, wie 
gleichsam alle Funktionseliten des SED-Regimes, unter massivem Vertrauens-
verfall und Autoritätsverlust. Dieser materialisierte sich im Spätherbst in etli-
chen Austritten und heftigen Auseinandersetzungen in den Belegschaften (Stei-
ner 2007). Entsprechend überrascht es wenig, dass aus den Reihen des FDGB 
kaum Stimmen laut wurden, wie eine künftige Wirtschafts- und Arbeitswelt 
denn aussehen könnte. Dies war noch am ehesten im Kontext der ab November 
ins Amt gelangten SED-Regierung von Hans Modrow und seiner Wirtschafts-
ministerin Christa Luft der Fall, die um den Jahreswechsel 1989/90 unter Hoch-
druck Konturen einer »sozialistischen Marktwirtschaft« entwickelte (Treuhand-
anstalt 1994, Bd. 1, S. 7–14).

Zur gleichen Zeit tobten auch am seit Ende November tagenden Zentralen 
Runden Tisch Debatten zwischen Vertretern verschiedener Oppositionsgruppen 
sowie einer gegen ihren Autoritätsverfall ankämpfenden Modrow-Regierung. 
In den Sitzungen dieses Übergangsgremiums erschienen Wirtschaftsfragen al-
lerdings eher als Nebensache, da der Umgang mit dem MfS sowie die freien 
Wahlen die Agenda dominierten (Thaysen 2000, VII–XLIV). Als Mitte Februar 
der Kirchenhistoriker Wolfgang Ullmann die Gründung einer neuartigen Treu-
hand-Behörde vorschlug, die das »volkseigene Vermögen« vor dem Zugriff west-
lichen Kapitals sowie östlicher Seilschaften bewahren und über Anteilsscheine 

https://doi.org/10.14361/9783839453803-028 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839453803-028
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


Gewerkschaften und Treuhandanstalt nach 1990 in Praxis und Erinnerung

595

an die ostdeutsche Bevölkerung verteilen sollte, spielten gewerkschaftliche Ak-
teure dabei aber keine Rolle (Kemmler 1994). Ullmanns Vorschlag war eine un-
mittelbare Reaktion auf einen Strategieschwenk der Bonner Bundesregierung, 
die der DDR kurz zuvor eine sofortige »Währungsunion« in Aussicht gestellt 
hatte, sofern sie zugleich das Modell der »sozialen Marktwirtschaft« vollständig 
übernehmen würde (Seibel 2005). 

Der Wahlkampf für die Volkskammer erschien damit vollends entbrannt. 
Nun griffen auch zahlreiche westdeutsche Berater und Parteien umfassend in 
die Auseinandersetzungen mit ein. Die Debatten spitzten sich dabei auf die Fra-
ge zu, ob eine Einigung nach westdeutschem Modell anzustreben sei, wie sie 
konservativ-liberale Kräfte forderten, oder aber eine fortbestehende, jedoch re-
formierte DDR einen dritten Weg in die Zukunft suchen sollte, wie linke und 
grüne Vertreter propagierten (Sziedat 2019). 

Während der Wahlkampf tobte, griff die Modrow-Regierung Ullmanns Vor-
schlag Anfang März in Teilen auf: Man gründete eine neue Treuhand-Behörde, 
der man das industrielle Staatsvermögen mit 8.500 Betrieben und vier Millio-
nen Beschäftigten übertrug. Allerdings nahmen die Regierungsvertreter, zu Ull-
manns Unmut, von der Ausgabe von Anteilsscheinen Abstand. Die Gründung 
der THA sollte sich dabei als eine der letzten Maßnahmen dieser Regierung er-
weisen, endete die Wahl doch mit einem unerwartet triumphalen Sieg der kon-
servativen Einigungsbefürworter der »Allianz für Deutschland« (Richter 2009).

Zumindest innenpolitisch standen die Zeichen damit auf eine schnelle Ei-
nigung. Die neue Regierung unter dem CDU-Politiker Lothar de Maizière, der 
noch bis April eine große Koalition mit Liberalen und Sozialdemokraten ge-
bildet hatte (Stuhler 2010), trat nun in Verhandlungen mit der Bundesregierung 
ein. In dieser »Stunde der Exekutive« (Beyme 2004, S. 425) erschien die Rollen-
verteilung klar: Während die von CDU und FDP getragene Bundesregierung als 
starke Partnerin auftrat und die Rahmenbedingungen vorgab, blieb der frisch 
ins Amt gelangten DDR-Regierung wenig mehr, als sozialpolitische Aspekte in 
den eilig konstruierten Staatsvertrag hineinzuverhandeln. Abermals konnten 
gewerkschaftliche Akteure, aber auch sozialdemokratische oder grüne Politiker 
das Geschehen bestenfalls aus der Distanz verfolgen, kommentieren oder kriti-
sieren, als es wirklich maßgeblich mitzugestalten. Die Marschrichtung schien 
ohnehin eindeutig – es ging in Bonn und Ost-Berlin nun um eine schnelle wie 
vollständige Übernahme des westdeutschen Wirtschaftsordnungsmodells durch 
die DDR, die im Gegenzug die D-Mark erhielt und zugleich zusicherte, ihr von 
der THA gehaltenes »Volksvermögen« rasch zu privatisieren (Seibel 2012). 

Obschon den Gewerkschaften bis zum Sommer 1990 bestenfalls eine Neben-
rolle zukam, mangelte es keineswegs an Vorschlägen oder Engagement. Viele 
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Arbeitnehmervertreter brachen in Euphorie gen Osten auf, um dort als Bera-
ter die Sache ihrer Kollegen zu unterstützen und organisatorische Aufbauarbeit 
zu leisten (vgl. dazu im Überblick die Beiträge bei Brunner/Kuhnhenne/Simon 
2018). Die IG Metall (West) hatte bereits am 6. Dezember 1989 mit ihrer ost-
deutschen »Schwester« den Aufbau von Betriebspartnerschaften vereinbart, um 
zu verhindern, »daß die Wirtschaftsbeziehungen der Betriebe zu Nachteilen für 
die Metaller beider Staaten entwickelt werden« (Böhm 2019, S. 512 f.; IG Metall 
o. J.). Die IG Chemie-Papier-Keramik (IG CPK), deren Vorsitzender Hermann 
Rappe sich schon im Dezember 1989 zum Fürsprecher einer schnellen Wieder-
vereinigung stilisiert hatte (Rappe 1989a; Weigert 1989; Rappe 1989b; o. V. 1990), 
ließ bereits Mitte Februar 1990 ein erstes Beratungsbüro für die ostdeutsche IG 
Chemie-Glas-Keramik (IG CGK) eröffnen (IG CPK 1990a). 

Die Denkhorizonte der West-Gewerkschaften waren klar von den Aus-
einandersetzungen der 1980er Jahre bestimmt – also von seinerzeit geführten 
Debatten über Privatisierungen, Tariferhöhungen und Eigentumsformen; auch 
Diskussionen über die Bewältigung eines (post-)industriellen Strukturwandels 
hatten diese Zeit geprägt. IG Metall und IG CPK hatten sich dabei als Antipoden 
herauskristallisiert: Galt Erstere tendenziell als offen für Verstaatlichungen oder 
staatliche Holdings, pflegte Letztere einen arbeitgeberfreundlichen Kurs mit Fo-
kus auf Standortsicherung und Bereitschaft zur Lohnzurückhaltung.

Hierbei spielten unterschiedliche Gewerkschaftskulturen und -traditionen 
eine wichtige Rolle (Kädtler/Hertle 1997). So waren die Diskurse in der IG Me-
tall vor allem von den Kämpfen um die Werften- und Stahlstandorte seit Mitte 
der 1970er Jahre geprägt. Besonders der Arbeitskampf um das Stahlwerk Rhein-
hausen im Jahr 1987 war den Strategen noch präsent (Hordt 2018). Dabei war in 
der »Stahlkrise« die Bedeutung der Wirtschaftsabteilung für die Gewerkschafts-
politik erheblich gewachsen. Sie übernahm zunehmend Zentralfunktionen für 
die wirtschaftliche Krisenbewältigung. Die Erarbeitung von Branchenkonzep-
ten wurde damit zum Markenkern der IG Metall (Rau 2018, S. 13). 

Schon Ende März 1990 veröffentlichte die Gewerkschaft auf dieser Grund-
lage ein Positionspapier zur »Neuordnung des Produktivvermögens« in der 
DDR. Darin lehnte es die Gewerkschaft ab, das »Volksvermögen« komplett in 
Privateigentum zu überführen, und forderte stattdessen die Einrichtung von 
»gesellschaftlichen Holdinggesellschaften«. Während »Schlüsselbranchen« im 
Energie-, Transport- und Postsektor weiterhin im Staatsbesitz verbleiben soll-
ten, forderte die IG Metall (West) zugleich die Bildung von »Belegschaftsfonds«, 
durch die in der DDR letztlich genossenschaftliche Eigentumsformen aufgebaut 
werden sollten (o. V. 1990b). 
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Die Entdeckung der Treuhand: Mitbestimmungs- und 
Konzeptdebatten in der zweiten Jahreshälfte 1990

Die Erfahrung, von den politischen Entscheidungsprozessen weitgehend aus-
geschlossen zu sein, wirkte auf viele Gewerkschafter in den Vorstandszentra-
len zunehmend frustrierend. Lediglich auf informeller Ebene gab es Gespräche 
zwischen DGB-Chef Ernst Breit und Bundeskanzler Helmut Kohl (Ritter 2006, 
S. 288). Zudem nahm Breit zusammen mit dem Vorsitzenden der Deutschen An-
gestellten-Gewerkschaft (DAG) Roland Issen seit Februar 1990 an einem infor-
mellen Gesprächskreis mit Repräsentanten der deutschen Wirtschaft teil. Dazu 
gehörten auch der spätere Verwaltungsratsvorsitzende und Präsident der THA, 
Detlev Karsten Rohwedder – hier noch als Hoesch-Chef – und Jens Odewald, 
Vorstandsvorsitzender der Kaufhof-AG und unter Rohwedder und Birgit Breuel 
später THA-Verwaltungsratsvorsitzender (Bundeskanzleramt 1990–1994). 

Dieses Gesprächsformat schloss an die politische Kultur der 1980er Jahre 
an, in denen Kohl stets den Austausch mit den Spitzen der wichtigsten Gewerk-
schaften bzw. deren Dachverbände gesucht hatte. Auf diese Gespräche ist auch 
die Aufwertung der DAG zurückzuführen, obwohl die Angestellten-Gewerk-
schaft vom DGB als Konkurrentin betrachtet wurde und deutlich weniger Mit-
glieder hatte (Ver.di 2017, S. 53 f.). Im Herbst 1990 wurde der DAG-Vorsitzende 
Roland Issen neben Spitzenvertretern des DGB, der IG Metall und der IG CPK 
in den THA-Verwaltungsrat berufen.

Die Kontinuität derartiger informeller Bonner Netzwerke erschien umso 
bedeutsamer, nachdem die Volkskammer der DDR am 17. Juni 1990 das THA-
Gesetz verabschiedet hatte, das die Behörde als »unternehmerisches Sondermo-
dell« mit dem Ziel einer möglichst schnellen Privatisierung der Betriebe neu 
aufstellte (Böick 2018, S. 229 ff.). Dies THA geriet nun erstmals ins Zentrum 
gewerkschaftsinterner Debatten. 

Der DGB wies der Behörde in seinem nur drei Tage später veröffentlich-
ten »Brückenkonzept zur Beschäftigungssicherung« eine »zentrale Bedeutung« 
hierfür zu (DGB 1990a). Diese Überlegungen gingen zunächst aber vor allem 
auf Avancen der DDR-Regierung zurück, zu der der DGB ebenfalls informel-
le Kontakte über ein in Berlin eingerichtetes Verbindungsbüro unterhielt. Von 
dort wurde Ende Juni von einer Sitzung ost- und westdeutscher Vertreter des 
CDU-Arbeitnehmerflügels berichtet, dass diese nicht müde wurden zu betonen, 
dass der »Notwendigkeit starker Gewerkschaften« verstärkt Rechnung getragen 
werden müsse (DGB-Verbindungsstelle 1990a). Zudem sei es auf deren Idee zu-
rückgegangen, der THA einen »strukturpolitischen Beraterkreis« zuzuordnen 
(DGB-Verbindungsstelle 1990b). Und schließlich bot auch das neue Gesetz selbst 
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Anknüpfungspunkte: So regelte Paragraph 7 die Bildung von THA-Aktienge-
sellschaften, in denen die Mitbestimmungsgesetze der Bundesrepublik Anwen-
dung finden sollten (Seibel 2005, S. 107).

Zur gleichen Zeit wurden beim DGB Überlegungen angestellt, wie sich die 
Gewerkschaften in die Arbeit der neuen, zwischen Staat und Markt changieren-
den »Sonderbehörde« einbringen sollten. Schnell griff man dabei auf etablierte 
Strukturen und Denkmuster zurück: Die Koordination der gewerkschaftlichen 
THA-Arbeit wurde bei der erst in den 1980er Jahren geschaffenen Abteilung 
Strukturpolitik angesiedelt, wo der versierte Ökonom Dieter Hockel für diese 
Aufgabe zuständig wurde. Allein dies zeigt, wie hoch man die Relevanz des in 
der »alten« Bundesrepublik geformten Politikfeldes im Gewerkschaftslager auch 
für die Lösung der ostdeutschen Probleme veranschlagte (DGB-Bundesvorstand 
1990). 

Umstritten war dagegen die Form der eigenen Beteiligung an der THA. Eine 
Schlüsselrolle spielte hierbei Hermann Rappe. Dieser war seit Mai 1990 an einem 
Sachverständigenrat beteiligt, der vom West-Berliner CDU-Wirtschaftssenator 
(und seit Juni 1990 Ost-Berliner Stadtrat für Wirtschaft) Elmar Pieroth gebildet 
worden war und Ministerpräsident de Maizière in wirtschaftspolitischen Fragen 
beraten sollte. Dieser Kreis arbeitete auch mit am Text für das THA-Gesetz (IG 
CPK 1990b). Während der Debatten hatte sich Rappe für eine Beteiligung der 
Gewerkschaften am Verwaltungsrat, dem Aufsichtsgremium der THA, stark ge-
macht, und obwohl vor allem Hockel die »Neben- und Parallelaktivitäten« Rap-
pes kritisierte (DGB 1990b), war kaum ein Gewerkschafter näher am politischen 
Geschehen und damit einflussreicher als der IG-CPK-Vorsitzende. 

Als Rappe jedoch mit seinen Versuchen scheiterte, Gewerkschaftsvertreter 
in den kommenden THA-Gremien zu verankern, zog er sich enttäuscht aus den 
informellen Gesprächen zurück (DGB 1990c). Dennoch wurde die nun verblie-
bene Einflussnahme über die THA-AGs allenfalls noch formell verfolgt. Denn 
bereits zuvor war deutlich geworden, dass diese Frage nicht nur mit rechtlichen 
Unwägbarkeiten verbunden war, sondern auch heftige gewerkschaftsinterne 
Konflikte provozierte: So diskutierte man mit Blick auf die zu besetzenden Man-
date, ob es besser sei, ökonomische Fachexperten oder politische Repräsentan-
ten zu entsenden, wie viele Ost- und Westdeutsche vertreten sein sollten, wie das 
Verhältnis von DGB- und Einzelgewerkschaften zu gestalten sei und schließlich, 
ob auch die DAG eine Rolle spielen sollte (IG Metall 1990a). 

Bei all diesen Diskussionen manifestierte sich der alte Konflikt zwischen 
Theoretikern und Pragmatikern, der das Feld der »Strukturpolitik« bereits lan-
ge vor 1989/90 geprägt hatte: Sollte dieses konzeptionell gestaltet sein oder sich 
durch pragmatische Arrangements auszeichnen?
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Angesichts dieser Binnenkonflikte war man auf Seiten der Gewerkschaften 
nicht allzu unglücklich, dass man auch in den Bonner Regierungszentrale über 
die Pläne der DDR-Regierung wenig begeistert war und es bald klar wurde, dass 
vor allem die geplanten THA-AGs kaum langfristig bestehen würden. Vor allem 
das CSU-geführte Bundesfinanzministerium, dem die THA nach dem 3. Okto-
ber 1990 unterstellt wurde, witterte mit Blick auf die AGs die »Gefahr von Bran-
chenegoismus mit bekannten negativen Folgen«. In der Forderung, den neuen 
Ländern später weitere Kompetenzen zu übertragen, erkannte das Ministerium 
darüber hinaus das Risiko, »daß sich die Länder aus regionalen Interessen her-
aus gegen eine schnelle Privatisierung bzw. gegen die Liquidierung nicht sanie-
rungsfähiger Unternehmen wenden würden« (BMF 1990a; BMF 1990b). 

Auch in Bonn spielte somit der Erfahrungsraum der »alten« Bundesrepublik, 
insbesondere die zähen Verhandlungen mit den Gewerkschaften, aber auch mit 
den Bundesländern in strukturpolitischen Angelegenheiten, eine wesentliche 
Rolle – und dies schien letztlich ausschlaggebender zu sein als neoliberale oder 
gar markteuphorische Theoreme.

Als der neue THA-Präsident Rohwedder schließlich Ende August 1990 – ge-
stützt auf Gutachten der Berater von McKinsey und Roland Berger – die fünf 
THA-AGs durch fünfzehn Niederlassungen in den Bezirksstädten ersetzte, für 
die die Mitbestimmungsregeln nicht gelten würden, blieb gewerkschaftlicher 
Protest aus. Vielmehr nutzten die Gewerkschaftsvorstände, allen voran der erst 
im Mai 1990 gewählte DGB-Chef Heinz-Werner Meyer sowie Hermann Rappe, 
die neue Situation, um bei der Bundesregierung auf eine eigene Vertretung im 
Verwaltungsrat zu drängen – mit Erfolg. Anfang Oktober 1990 wurde Rappe 
als erster Gewerkschafter in den Verwaltungsrat berufen, ihm folgten Ende No-
vember Heinz-Werner Meyer (DGB), Roland Issen (DAG) und Horst Klaus (IG 
Metall). Eine wichtige Rolle hierfür mag auch gespielt haben, dass die THA 
bereits zwei Wochen zuvor erleben musste, wozu Gewerkschaften im Konflikt-
fall in der Lage waren: Am 13. September 1990 war es zu einer spektakulären 
Besetzung der Interhotel-Gruppe unter Beteiligung von Gewerkschaftern ge-
kommen. Die taktische Einbindung von arbeitgeberfreundlich gesinnten Ver-
tretern (Rappe, Issen, Meyer) erschien für die neue THA-Spitze damit als kluger 
Schachzug. 

Es bedurfte aber eines Verstoßes gegen die im Gesetz festgeschriebenen Mit-
bestimmungsregeln, um den Gewerkschaften den Weg zu ebnen. Im 23-köpfi-
gen, seit dem Herbst 1990 nun mehrheitlich mit bundesdeutschen Wirtschafts-
vertretern umbesetzten Verwaltungsrat waren sie allerdings erheblich in der 
Minderheit. Gleichwohl verbuchte besonders der pragmatische Teil des Gewerk-
schaftslagers die erkämpfte Mitbestimmung als Erfolg.
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Eskalationen und Normalisierungen zwischen 1991 und 1993

Nicht alle Gewerkschaftschefs waren glücklich über die relativ beschränkten 
Einflussmöglichkeiten. Vor allem in der IG Metall gärte es gewaltig. Am 20. Sep-
tember 1990 machte Franz Steinkühlers Referent Karlheinz Blessing seinem 
Unmut über derlei diskrete »Mauscheleien« mit der Bundesregierung in einem 
Brief an seinen Chef Luft: »Kohl braucht sich vor den Gewerkschaften nicht zu 
fürchten, solange er mit dem DGB-Vorsitzenden und dem Vorsitzenden der IG 
Chemie gut kann« (Blessing 1990). Auch bei Steinkühler selbst lagen die Ner-
ven blank. Seiner Berufung in den THA-Verwaltungsrat erteilte er postwendend 
eine Absage und schickte stattdessen mit Horst Klaus einen Vertreter aus der 
»zweiten Reihe«, der jedoch Anfang April 1992 erschöpft das Handtuch warf. 
Für ihn rückte Dieter Schulte nach, der Mitte 1994 nach dem plötzlichen Tod 
Heinz-Werner Meyers dessen Nachfolge als DGB-Chef antrat. Dadurch gelangte 
mit Joachim Töppel im Sommer 1994 erstmals auch ein ostdeutscher Gewerk-
schafter in den Verwaltungsrat.

Steinkühler schlüpfte nach der Ablehnung im Frühjahr 1991 endgültig in 
die Rolle eines wortgewaltigen Hauptkritikers der THA. Wo immer möglich, 
warb er für deren Umbildung in eine Industrieholding. Auch hierbei war die 
Wirtschaftsabteilung der IG Metall federführend. Bei den Überlegungen wirk-
ten der Problemdruck in der ostdeutschen Metall- und Stahlindustrie sowie die 
westdeutsche »Stahlkrise« zusammen: So befürchtete die Wirtschaftsabteilung 
bereits im Februar 1990 die Abwanderung eines »Arbeitslosenheeres« gen Wes-
ten, wo die Metallunternehmen die Gunst nutzen würden, um die Löhne zu 
drücken. Dies wiederum habe »unvermeidliche Rückwirkungen […] auf die ge-
sellschaftliche Entwicklung und das soziale Klima in der Bundesrepublik« (IG 
Metall 1990b). Entsprechend sähen viele westdeutsche IG-Metall-Mitglieder in 
den ostdeutschen Kollegen potenzielle Billiglohnarbeiter, welche die Errungen-
schaften der größten Einzelgewerkschaft gefährden könnten, vor allem den 
Kampf um die 35-Stunden-Woche (o. V. 1990c).

Neben derlei Ost-West-Spannungen flossen weitere Erfahrungshintergründe 
ein. So zog die Wirtschaftsabteilung der IG Metall aus Erfahrungen in der »alten« 
Bundesrepublik auch den Schluss, dass das Grundproblem weniger die THA an 
sich darstellte, sondern das Fehlen einer staatlichen Industriepolitik insgesamt. 
Vor allem die sektorale Strukturpolitik sei gescheitert und es müsse daher zu 
einer Neujustierung des Verhältnisses von Markt und Staat auf diesem Gebiet 
kommen (IG Metall 1990c). Die IG Metall wollte nicht nur ein Erfolgsmodell 
für den Wirtschaftsumbau Ost schaffen, sondern zugleich eine Blaupause für 
eine gesamtdeutsche Industriepolitik mit Zukunft. So sollte der THA-Zentra-
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le eine Industrieholding unterstellt werden, die unabhängige Unternehmens-
sanierungen auf der Basis privatwirtschaftlicher Initiativen betrieb, während 
der Staat die Kontrolle ausübte und die Finanzierung regelte (IG Metall 1991a, 
1991b). Weil die Bonner Regierung jedoch (noch) zu keinen Abstrichen bei der 
Privatisierungspolitik bereit war, lief die Debatte stets aufs Neue ins Leere.

Dementsprechend verlieh Steinkühler seinen Holding-Plänen auch durch 
Kundgebungen und Protestaktionen lautstark Nachdruck. Eine Großkundge-
bung sollte am 4.  März 1991 stattfinden: Elektrisiert durch massenhafte Ein-
tritte von Metallarbeitern in die Gewerkschaft, beabsichtigte Steinkühler, die 
sich verschärfende wirtschaftliche Lage zu nutzen. Anlass bot der bevorstehende 
Beschluss des Bundestags über ein milliardenschweres Entwicklungsprogramm 
für die ostdeutschen Bundesländer (»Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost«). 
Steinkühler schwebte ein zentraler DGB-Aktionstag vor, bei dem »die Gewerk-
schaften während des parlamentarischen Beratungsprozesses ihre Alternativen 
unüberhörbar verdeutlichen« sollten. Kernstück sollte eine zentrale Kundge-
bung vor der THA-Zentrale auf dem Berliner Alexanderplatz unter dem Motto 
»Gegen wirtschaftlichen Kahlschlag – für eine soziale Zukunft« sein, wo man 
den Versuch unternehmen würde, »die Landesregierungen der O-Länder und 
die Kommunen als Bündnispartner zu gewinnen« (Steinkühler 1991).

Steinkühler dockte damit auch an die seit dem Frühjahr 1991 durch Ost-
deutschland rollende Protestwelle desillusionierter und um ihre Zukunft fürch-
tender Arbeiternehmer an (Dathe 2018). Doch die Lage eskalierte: Am 15. März 
wurde Steinkühler in der Presse mit einer drastischen Bemerkung zitiert, die 
während eines Gewerkschaftstreffens in Westdeutschland gefallen sei – die THA 
sei der »Schlachthof« des Ostens (o. V. 1991a). Als nur wenige Tage später die 
»Montagsdemonstrationen« in Leipzig, auch unter Beteiligung von IG-Metal-
lern und der Nachfolgerin der SED, der PDS, wiederbelebt wurden und rund 
80.000 Menschen auf die Straße gingen, nutzte Steinkühler auch dies, um der 
Bundesregierung medienwirksam die Misere im Osten anzulasten und den 
Rücktritt Kohls zu fordern (o. V. 1991b). Am 17. März sprach Steinkühler selbst 
auf dem Alexanderplatz. Gewerkschafter in der Region folgten seinem Beispiel 
und riefen zu landesweiten Demonstrationen gegen die THA auf. Am 30. März 
wurde die THA-Niederlassung in Berlin mit Brandbomben attackiert, einen Tag 
später ermordeten RAF-Terroristen THA-Chef Rohwedder. 

Dem Tsunami folgte Erstarrung. Die Protestwelle ebbte schlagartig ab und 
auch für Steinkühler wendete sich das Blatt. Die Ereignisse verdichteten sich 
in der öffentlichen Wahrnehmung zu einem Narrativ der »geistigen Mittäter-
schaft«. Aus der Unionsfraktion ereilten die IG Metall Vorwürfe, mit diesen Ak-
tionen ostdeutsche Arbeitnehmer verhöhnt, der »SED/PDS« den Boden berei-
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tet und westdeutsche Gewerkschaftsmitglieder verprellt zu haben (Bohl 1991). 
Gegen den IG-Metall-Chef persönlich richtete sich eine Welle von Drohbriefen 
aus dem Westen, die ihn der Beihilfe zum Mord bezichtigten, aber auch von 
ostdeutschen Arbeiternehmern, die ihm eine Mitschuld an der Vernichtung von 
Arbeitsplätzen gaben  – etwa durch unrealistische Lohnforderungen (vgl. die 
Drohbriefe in: IG Metall Vorstand 1991–1992). 

Das Attentat verschob weiter die Grenzen des Sagbaren: Alternativkonzep-
te, die in der aufgeheizten Öffentlichkeit vor Ostern 1991 auf erhebliche Reso-
nanz gestoßen waren, galten nun als Teil des Problems. Auch innerhalb des Ge-
werkschaftslagers erhielt Steinkühler starken Gegenwind: Vor allem von der IG 
CPK wurde dessen Holding-Konzept als »riesiger Brocken« rigoros abgelehnt. 
Vielmehr müsse man jetzt konstruktiv die »THA unterstützen« (IG CPK 1991). 
Selbst in der SPD-Bundestagsfraktion fand sich niemand mehr, der das Modell 
unterstützte. Auch hier war man einhellig der Überzeugung, dass es nun weitere 
Verzögerungen beim Wirtschaftsumbau zu vermeiden gelte (IG Metall 1991c). 

Initiativen hierzu waren aus der THA selbst gekommen: Deren Abteilung 
»Arbeitsmarkt und Sozialpolitik« hatte schon Ende August 1990, als die Zahl 
der Arbeitslosen im Osten noch überschaubar war, umfangreiche Vorschläge 
für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und deren Koordinierung gemacht. Der 
THA-Vorstand stimmte den Vorschlägen zu, jedoch unter der Maßgabe, dass 
alle damit verbundenen Leistungen freiwillig erfolgten (Treuhandanstalt 1990, 
Bl. 72–76). 

Allerdings wurden die Konsequenzen dieses Beschlusses nicht einkalkuliert, 
war hiermit doch die Frage verknüpft, inwiefern die Behörde als faktischer Kon-
zern bzw. arbeitsrechtlich als Sozialpartnerin anzusehen war. Eine Vereinbarung 
mit den Gewerkschaften wurde damit unvermeidlich. Ein weiterer Konflikt 
ebnete diesen Weg: Im Dezember 1990 hatte Rohwedder den THA-Betrieben 
untersagt, Abfindungen über 25 Prozent eines Monatsgehalts pro Beschäfti-
gungsjahr abzuschließen (DGB-Bundesvorstand 1991). Da die Aushandlung von 
Sozialplänen aber in die Kompetenz der betrieblichen Akteure fiel, war Ärger 
mit der Arbeitnehmerseite vorprogrammiert. So schlug der zuständige THA-
Personalvorstand Alexander Koch im Februar 1991 vor, »im Rahmen einer kon-
zertierten Aktion von THA, Bundesregierung, Wirtschaft, Gewerkschaften und 
Regierungen der neuen Bundesländer eine generalisierende Lösung« zu finden 
(Koch 1991, Bl. 239–243).

Aus dieser bewusst an korporatistische Handlungsmuster aus den 1960er 
und 1970er Jahren (Rehling 2011) anknüpfenden Konstellation gingen schließ-
lich zwei gemeinsame Vereinbarungen hervor: die Sozialplanrichtlinie vom 
13. April 1991 sowie die »Vereinbarung über die Bildung und Finanzierung von 
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Trägergesellschaften für Beschäftigungsmaßnahmen« vom 17.  Juli 1991. Wäh-
rend diese Kooperationen zwar keineswegs künftigen Protest verhinderten, hat-
ten sie für das künftige Zusammenwirken zwischen Gewerkschaften und THA 
eine wichtige Signalwirkung. So zeigte sich nun auch die IG Metall kompro-
missorientierter und schwächte ihr Industrieholding-Modell zu einer offeneren 
Strategie zum Erhalt »industrieller Kerne« ab, mit der sich die Gewerkschaft 
schließlich 1993 durchsetzte. 

In der Wirtschaftsabteilung der IG Metall hielt man bereits am 1. Dezember 
1992 mit Genugtuung fest, dass es zwar weiterhin kein »Einschwenken« seitens 
der Bundesregierung »auf die IG Metall-Linie« einer Industrieholding gebe, sich 
aber im Kontext der Diskussionen um den Erhalt »Industrieller Kerne« eine posi-
tive Entwicklung abzeichne. Diese Strategie beinhaltete stärker industrie- und 
strukturpolitisch ausgerichtete Zugeständnisse bei Sanierungsfristen, -mitteln 
und -kriterien sowie eine Empfehlung der Bundesregierung zur Übernahme des 
sächsischen Sanierungs-Modells ATLAS (»Ausgesuchte Treuhandunternehmen 
vom Land angemeldet zur Sanierung«) auf weitere ostdeutsche Bundesländer 
(IG Metall 1992). 

Gemessen an den eigenen Zielen, war die schwierige Kooperation aus 
Sicht der IG Metall sicher ein Tiefpunkt in der mit viel Stolz gepflegten »Fort-
schrittsgeschichte« der größten Einzelgewerkschaft der Welt, weshalb ihr in der 
gewerkschaftlichen Erinnerungslandschaft kein Platz eingeräumt wird (Hof-
mann/Benner 2019). Steinkühler erklärte in einem 2013 geführten Interview, 
den »Misserfolg« zurechtbiegend, dass angesichts des Zustands der ostdeutschen 
Betriebe für ihn im Grunde schon vor dem Mauerfall feststand, »dass es im Os-
ten nicht gutgehen konnte« (Steinkühler 2013, S. 18). Nicht die Gewerkschafts-
bewegung habe eine politische Niederlage erlitten – vielmehr habe man ange-
sichts der Lage der Dinge wenig tun können. Entsprechend kommt der THA in 
der gewerkschaftlichen Erinnerungskultur bestenfalls die Rolle eines negativen 
Erinnerungsortes zu. Dass ihre Vertreter aber auch pragmatisch und durchaus 
erfolgreich mit der Behörde verhandelten, wird dabei weitgehend ausgeblendet. 

Für Hermann Rappe markierte das eigene Engagement für den Erhalt des 
mitteldeutschen Chemiedreiecks und den Bau einer neuen Raffinerie in Leuna 
dagegen »meinen Haupterfolg«. Diesen sieht er rückblickend als Höhepunkt in 
einer Linie mit Erfolgen der westdeutschen kooperativen Sozialpartnerschaft 
(Hasel/Meiners 2009, S. 22). In dieser Narration erscheint die intensive Transfor-
mationsphase der frühen 1990er Jahre keineswegs zwangsläufig als Phase eines 
beschleunigten Niedergangs gewerkschaftlicher Einflussnahme. 

Vielmehr setzte sich in dieser Zeit ein bestimmter Modus gewerkschaftli-
cher Politik durch, der sich in der »alten« Bundesrepublik bereits seit Mitte der 
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1970er Jahre als Antwort auf die Herausforderungen eines industriellen Struk-
turwandels herausgebildet hatte (Rappe 1989c). Somit offenbart sich auch am 
Beispiel der THA, dass es nicht »die« eine gewerkschaftliche Erinnerungskultur 
gibt, sondern diese je nach Perspektive und Erfahrung eine große Vielfalt an 
Varianten und Abstufungen aufweisen kann (Berger 2015).

Skandalisierungen und hybride Protestkulturen: 1993–1994

Mit dieser Normalisierung der Beziehungen zwischen Gewerkschaften und 
THA seit 1992 ging allerdings eine zunehmende Skandalisierung der Behörde 
und ihrer »dunklen Machenschaften« einher, welche auch die Gewerkschaften 
einzuholen drohte. Denn gerade vor Ort waren es oft Betriebsräte, die sich in um-
strittenen Einzelfällen auch öffentlich gegen mögliche Abwicklungsbeschlüsse 
oder Investorenentscheidungen wandten. Im ab Frühjahr 1993 aufbrechenden 
Korruptionsskandal um die bereits feierlich geschlossene Niederlassung in Halle 
war es sogar ein Gewerkschaftsfunktionär, der IG-Metall-Bevollmächtigte Gün-
ter Lorenz, der die Vorgänge ins Rollen brachte. Gemeinsam mit Medienvertre-
tern deckte er ein kriminelles Netzwerk um einen schwäbischen Unternehmer 
auf, der führende THA-Manager bestochen und sodann widerrechtlich fast zwei 
Dutzend Unternehmen übernommen hatte. Derlei Eskalationen belasteten das 
ohnehin schwierige Verhältnis zwischen THA und Gewerkschaften in der Pra-
xis weiter (o. V. 1993, S. 12).

Im Sommer 1993 kulminierten zudem die nie abgeklungenen Proteste im 
aufsehenerregenden Hungerstreik der Kalikumpel von Bischofferode im katho-
lisch geprägten Eichsfeld, der sogar im Vatikan aufmerksam verfolgt wurde. 
Die Trägerstruktur der Proteste im Osten unterschied sich stark von den tra-
ditionellen westdeutschen Arbeitskämpfen. Vertreter von Gewerkschaften oder 
Parteien fanden sich kaum noch an der Spitze der Proteste, die zunehmend von 
kampfbereiten ostdeutschen Betriebsräten »von unten« angeführt wurden. Hie-
rin tritt eine Grundspannung zwischen west- und ostdeutschen Streikkulturen 
zutage: Hatte sich im Westen über Jahrzehnte hinweg eine regulierte Kultur 
legaler Arbeitskämpfe etabliert, die politische Proteste ausschloss (Lesch 2002), 
gestaltete sich dies in der sich selbst als »Arbeiter- und Bauernstaat« begreifenden 
DDR völlig anders. 

Zum einen gab es dort nach der gewaltsamen Niederschlagung des als Arbeits-
kampf begonnenen Protests vom 17.  Juni 1953 keine Streiks mehr (Kleßmann 
2007, S. 757), jedoch betriebliche Konflikte und kleinere Proteste, vor allem um 
Löhne, Normen und Arbeitszeiten (Grashoff 2012). Dass diese aber selten grö-
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ßere Ausmaße annahmen, ist vor allem Resultat des auf Deeskalation gepolten 
Konfliktmanagements im SED-Staat (Hübner 1995), der sich verstärkt seit den 
1970er Jahren als paternalistisch regierende »Fürsorgediktatur« um die Alltags-
sorgen der Arbeiterschaft kümmerte (Jarausch 1998).

Individuelle Streikgedächtnisse und kollektive Erinnerungskultur der DDR 
wirkten in die Friedliche Revolution hinein, die nur oberflächlich weitgehend 
ohne Arbeiterschaft und ihre Vertretungen vonstattenging. Schon vor der Revo-
lution hatte es vielerorts angesichts sich verschlechternder Arbeitsbedingungen 
in den 1980er Jahren Proteste und Betriebsbesetzungen gegeben (Kowalczuk 
2014). Die sich auftuende Möglichkeit der Öffnung nach Westen mit der Option 
auf eine zügige Wiedervereinigung spielte eine wichtige Rolle bei diesen Be-
triebsprotesten um die Jahreswende 1989/90, bei denen es vor allem darum ging, 
alte Funktionäre abzulösen, um Platz für Strukturveränderungen zu machen. 
Auch vor diesem Hintergrund muss die hohe Zustimmung der Arbeiterschaft 
für die CDU während der Volkskammerwahlen im März 1990 begriffen werden 
(Kowalczuk 2014, S. 597 f.). Durch ihre lokalen Selbstermächtigungen aber be-
griffen sich die Arbeiter in vielen Fällen als natürliche »Eigentümer« ihrer zuvor 
von der SED als »Volkseigentum« deklarierten Betriebe.

Allein in der Zeit vom August 1989 bis April 1990 registrierten die DDR-Be-
hörden 206 Streiks und zwölf Betriebsbesetzungen (Gehrke 2001, S. 247). Als 
im Sommer 1990 infolge der Währungsunion etliche Betriebe in enorme Schief-
lage gerieten, ereigneten sich erstmals wieder größere lokale Proteste gegen die 
Regierung unter Lother de Maizière. Besonderes Aufsehen erregten die Protes-
te in der Thüringer Kaliregion vom August 1990, bei denen die Belegschaften 
gemeinsam mit lokalen Gewerkschaftern gegen die Entlassung von 15.000 Be-
schäftigten demonstrierten (Dathe 2018, S. 12). An diese Protestkultur schloss 
sich später auch der Hungerstreik der Bischofferöder Kalikumpel von 1993 an. 

Nach der Wiedervereinigung schlüpfte die THA in die Rolle einer politischen 
Gegenspielerin, gegen die es Interessen und Ansprüche durchzusetzen galt. So 
verfingen auch Parolen wie »Treuhand in die Produktion«, die an das Erbe der 
Demonstrationen vom Herbst 1989 anschlossen und auf den Plakaten der PDS 
bei einer Kundgebung vor der THA-Zentrale am 25. März 1991 prangten (Bö-
ick 2018, S.  311). Auch wenn Gewerkschaftsführer wie Steinkühler öffentlich 
mit an der Spitze der Proteste standen, bedeutete dies keineswegs, dass sich die 
ostdeutschen Mitglieder auch wirklich von ihnen vertreten fühlten. So erhielt 
Steinkühler im Frühjahr 1991 zahlreiche Briefe ostdeutscher Gewerkschaftsmit-
glieder, welche die hohen Tariflöhne, nicht aber die THA, für die »Arbeitsplatz-
vernichtung« verantwortlich machten. Eine ostdeutsche Einheitsfront gegen die 
THA waren die Massenkundgebungen vom Frühjahr 1991 damit kaum.
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Aber auch ostdeutsche Betriebsräte schafften es nicht, eine dauerhafte über-
regionale Initiative jenseits der Gewerkschaftsorganisation zu etablieren. Die 
meisten von ihnen stammten aus den ehemaligen Kombinaten selbst, hatten 
sich dort bereits vor 1989 als SED-kritische Mitglieder lokal engagiert und stan-
den nunmehr selbst unter dem Druck der Belegschaften, sich für den Erhalt 
ihrer Betriebe einsetzen zu müssen, während die THA von ihnen die Zustim-
mung zum Abbau von Kapazitäten einforderte. In zahlreichen Betrieben gerie-
ten Betriebsräte und THA immer wieder massiv aneinander, was zum Auslöser 
lokaler Proteste wurde. Seit Frühjahr 1992 unternahmen (Ost-)Berliner Betriebs-
räte erstmals den Versuch, sich überregional zu vernetzen, und formten die »ost-
deutsche Betriebsräteinitiative« (1992–1993). 

Dieser folgten das »Thüringer Aktionsbündnis 5 vor 12«, das »Arbeitstreffen 
der Betriebsräte-Ost der pharmazeutischen Industrie«, der »Arbeitskreis der Be-
triebsräte der ostdeutschen feinkeramischen Industrie« und der »Betriebsräte-
Viererkreis in T« (Kädtler/Kottwitz/Weinert 1997, S. 207–252). In diesen neuen 
Mikrostrukturen bildeten sich vielfach kooperative, aber auch konfligierende 
ost-westdeutsche Hybride: Die Berliner Betriebsräteinitiative etwa erhielt star-
ken Zulauf durch West-Berliner »Altlinke« aus dem Umfeld der »68er«, die in 
der Initiative eine neue Gewerkschaftsbewegung im Entstehen begriffen sahen, 
was den sehr praxisbezogenen Intentionen der Ost-Betriebsräte aber wider-
sprach. 

An diesem inneren Zwiespalt zerbrach nicht nur die Initiative im Jahr 1993. 
Auch ergaben sich dadurch mitunter heftige Grundsatzkonflikte mit den etab-
lierten Gewerkschaften, die sich an die Unterwanderung ihrer Organisationen 
durch kommunistische Basisgruppen in den 1970er Jahren erinnert fühlten, 
aber auch mit anderen ostdeutschen Initiativen wie dem »Aktionsbündnis 5 vor 
12«, welche die zunehmende Ideologisierung der Berliner Initiative ebenso ab-
lehnten (Frese 1993). Doch nicht nur diese Konfliktlinien brachten die Berliner 
Initiative zum Scheitern. Dazu kam die geringe Resonanz bei den Belegschaf-
ten, die um ihre Arbeitsplätze bangten und deshalb eskalative Proteste häufig 
mieden. In vielen Fällen harmonisierte die übergreifende Protestkultur kaum 
mit dem Streikgedächtnis der Belegschaften, deren Erfahrungs- und Aktions-
raum zumeist auf den eigenen Betrieb fokussiert blieb.

Auch das Thüringer Aktionsbündnis, das sich während des Hungerstreiks 
der Kalikumpel in Bischofferode im Sommer 1993 formiert hatte, stellte ein west-
ostdeutsches Amalgam dar. Die Schließung der Kaligrube konnte das Aktions-
bündnis zwar nicht verhindern, aber es wurde zum Ausgangspunkt langfristi-
ger Netzwerkbildung. Unterstützt wurden die Betriebsräte durch westdeutsche 
Gewerkschafter, die nach Thüringen gegangen waren, um dort Gewerkschafts-
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strukturen und strukturpolitische Netzwerke aufzubauen, dabei jedoch zahl-
reiche Misserfolge erlitten hatten. Zudem fehlte es den vor Ort agierenden 
Gewerkschaftern oft an Unterstützung durch die Vorstände. Dieser grundsätz-
liche Konflikt zwischen Zentralen und Regionen zog sich durch die gesamte 
Geschichte des gewerkschaftlichen Aufbaus in Ostdeutschland. 

Als im Juli 1993 der Hungerstreik der Kalikumpel von Bischofferode gegen 
die Schließung ihrer Grube durch die THA begann und eine bislang unge-
kannte Solidarisierungswelle auslöste, wandte sich der Thüringer DGB-Lan-
desbezirksvorsitzende Frank Spieth hilfesuchend an den Düsseldorfer Bundes-
vorstand, warnend, »daß sich diese Solidarisierungswelle zu einem ähnlichen 
Problem ausweitet, wie es die Betriebsräte-Initiative zum Jahreswechsel darstell-
te« (DGB 1993). Als DGB-Chef Meyer diese Warnung lakonisch in den Wind 
schlug, wurde dies für Spieth selbst zum Wendepunkt. Er rief zusammen mit 
dem Thüringer HBV-Vorsitzenden Bodo Ramelow und anderen Thüringer Be-
triebsräten das »Aktionsbündnis 5 vor 12« ins Leben. Gleichwohl stellte dieses 
kein reines, gegen die THA gerichtetes Protestbündnis dar. Vielmehr vermisch-
ten sich dort traditionelle westdeutsche Strukturpolitik und ostdeutsche Pro-
testkultur. So organisierte das Bündnis etwa im Herbst 1993 einen »Gegenzug«: 
Mit einem »Traditionszug« fuhren die Veranstalter zu »verschiedenen Orten« in 
Thüringen, um dort »auf die extremen Strukturprobleme im Zusammenhang 
mit dem Transformationsprozeß in Thüringen« aufmerksam zu machen (DGB 
Thüringen 1993).

Zu den unterstützenden westdeutschen Gewerkschaftsfunktionären zählte 
auch der damalige Thüringer Landeschef der Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen und heutige Thüringer Ministerpräsident Bodo Ramelow. 
Entsprechend spielen gemeinsame Auftritte Ramelows mit den Bischofferö-
der Betriebsräten und die (negative) Erinnerung an die THA noch heute eine 
zentrale Rolle für die Inszenierung des anpackenden »Landesvaters« (siehe die 
Internetpräsenz www.bodo-ramelow.de). Eine wichtige Rolle spielt auch das 
Kalimuseum in Bischofferode, das seit 1996 auf dem Grundstück des ehemali-
gen Werks von einem Verein früherer Bergleute ehrenamtlich betrieben wird. 
Immer wieder zeigt sich Ramelow als Förderer des Vereins und des Museums, 
das ihm auch zur Inszenierung seiner Politik dient, die sich abgrenzt von einer 
Politik des radikalen Wandels ohne Berücksichtigung der Menschen vor Ort. 
Ein gewerkschaftlicher Erinnerungsort aber ist das Kalimuseum damit nicht, 
obwohl neben Ramelow auch viele weitere Gewerkschafter zu den einstigen 
Unterstützern der Kumpel zählten.
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Fazit

Die wieder aufgeflammte Debatte um das ökonomisch-materielle wie ideell-kul-
turelle »Erbe« der THA hat die besondere Situation der Gewerkschaften noch-
mals verdeutlicht  – sie nahmen an den jüngsten Diskussionen bislang kaum 
Anteil. Dies verwundert weniger, wenn man sich abschließend die enorme 
Widersprüchlichkeit gewerkschaftlichen Agierens nach 1990 vor Augen führt: 
Nach dem Jahreswechsel 1989/90 hatten die Gewerkschaften das Geschehen le-
diglich aus einer Nebenrolle verfolgt und waren auch an den entscheidenden 
wirtschaftspolitischen Weichenstellungen wie der Wirtschafts- und Währungs-
union oder der Neuausrichtung der THA im Sommer 1990 wenn überhaupt nur 
mittelbar beteiligt gewesen. 

Auf diese relative Nichtbeteiligung folgten ab 1991 überaus gegensätzliche 
Strategien, Praktiken und Wahrnehmungen: Auf der einen Seite machte die IG 
Metall um Franz Steinkühler massiv gegen die »neoliberale« THA und den »un-
gerechten« Wirtschaftsumbau Front; auf der anderen Seite agierten er und andere 
Gewerkschaftsvertreter als pragmatische Kooperationspartner der Behörde. Die-
ses widersprüchliche Wechselspiel aus externer Konfrontation und interner Ko-
operation verkomplizierte sich nach 1993 nochmals, als die THA in einem kaum 
enden wollenden Reigen medialer Skandale und industriepolitischer Debatten 
ihrer am 31. Dezember 1994 vollzogenen »Selbstauflösung« entgegentaumelte.

Es verwundert kaum, dass der Wirtschaftsumbau markante Spuren und zu-
gleich auffällige Leerstellen in den Erinnerungskulturen hinterlassen hat. Die 
jeweilige Bewertung und Beurteilung der Umbruchszeiten hängt dabei maß-
geblich von den jeweiligen Positionen der Zeitzeugen ab. Um es zuzuspitzen: 
Während hohe westdeutsche Spitzenfunktionäre ihren unideologischen, ja pat-
riotischen Pragmatismus in der »Vereinigungskrise« oft im Stillen lobten, fühl-
ten sich viele ostdeutsche Gewerkschaftsvertreter in der Etappe in ihrem exis-
tenziellen Überlebenskampf gegen die THA von ihren »Spitzengenossen« in den 
fernen »alten Ländern« oft alleingelassen. Damit erscheinen die unterschiedli-
chen Perspektiven innerhalb der gewerkschaftlichen Erinnerungskulturen ver-
streut über die verschiedenen »Lager« des gegenwärtigen THA-Gedenkens: Hier 
stehen sich – im Jahr 2019 wieder so scharf sichtbar wie viele Jahre nicht – meist 
liberal-konservative Verteidiger sowie meist linke oder grüne Kritiker der THA-
Privatisierungen unversöhnlich gegenüber (Goschler/Böick 2017).

Die gewerkschaftlichen Konfliktlinien und Spannungsfelder verliefen natür-
lich auch – Stichworte: Arbeitsplatzrettung vs. Hochlohnstrategie – zwischen Ost 
und West, aber eben nicht nur. Sie verliefen nicht selten auch zwischen organisa-
torischer Zentrale bzw. Spitzenfunktionären verschiedener Branchen und den je-
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weiligen lokalen Gewerkschaftsvertretern bzw. Betriebsräten in den Betrieben vor 
Ort. Zudem wirkten ältere westdeutsche Konflikte über den Umgang mit Struk-
turwandelprozessen in den innergewerkschaftlichen Debatten über die THA nach. 

Wenn Gewerkschaften heute offiziell an die THA erinnern, dann nur in-
sofern, als sich diese in ältere, westdeutsch geprägte gewerkschaftliche Erfolgs-
narrative einfügt. Davon abweichende Erfolgsgeschichten, aber auch spezifisch 
ostdeutsche Erinnerungsnarrative, in denen sich Überreste der DDR-offiziellen 
Erinnerungskultur um das »Volkseigentum« und lebensweltliche Erfahrungen 
aus der krisenhaften Zeit des Umbruchs vermischen, fügen sich in diese Narra-
tive schwerlich ein.

Die widersprüchliche Praxis im gewerkschaftlichen Erinnern kann damit 
aber größere zeithistorische Sachverhalte aufschließen, die auch über den meist 
sehr enggeführten deutsch-deutschen »Fall« perspektivisch wie methodisch hi-
nausweisen. So ist das Verhältnis zwischen Kontinuitäten (westdeutsche »Mind-
sets« der 1980er) sowie Disruptionen (ostdeutsche Umbrüche der 1990er) in der 
Praxis noch kaum ausdiskutiert. 

Wie sich langfristiger industrieller »Strukturwandel« West sowie kurzfristi-
ger post-sozialistischer »Strukturbruch« Ost nach 1990 zueinander verhielten, 
ist – mit Blick auf personelle, ideelle wie praktische Transfers, Verflechtungen 
und Wahrnehmungen  – keine rein theoretische, sondern eine zugleich auch 
praktisch-konkrete Frage, wenn etwa Gewerkschaftsfunktionäre meist kurzfris-
tig aus dem krisengeplagten, aber oft kooperativ organisierten »Stahlbad« an der 
Ruhr oder der Saar nach 1990 in ein ganz anderes, oft sehr konfliktbeladenes 
Setting im Osten gelangten. 

In einer übergeordneten Perspektive lassen sich derlei Vorgänge schließlich 
auch jenseits der nationalen Perspektive als intensive Konflikte um verschiedene 
Modelle und Zukünfte von postindustrieller Arbeit im sich globalisierenden Ka-
pitalismus verstehen: Dabei wären westliche Prozesse »nach dem Boom« (Lutz 
Raphael) und östliche »(Ko-)Transformationen« (Philipp Ther) nicht antagonis-
tisch als einander ausschließende Konkurrenzmodelle zu betrachten, sondern 
vielmehr in ihrer Verschränkung und Verwirbelung als komplexe Beziehungs-
geschichten mit vielfältigen Kontrasten, Ungleichzeitigkeiten, Gegensätzen und 
Widersprüchen zu beschreiben. Und als eine solche erscheint letztlich auch das 
Verhältnis von Gewerkschaften und THA (dazu als Antipoden in der Diskus-
sion: Raphael 2019; Ther 2014). Dieses bislang kaum aufgearbeitete Kapitel der 
deutschen Gewerkschaftsgeschichte gilt es künftig stärker mit besser erforschten 
Aspekten wie Tarif- und Organisationspolitik zu verknüpfen sowie auf Potenzia-
le für eine differenzierte Erinnerungspolitik abzuklopfen. Erste Schneisen auf 
diesem Weg hat dieser Beitrag geschlagen.
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